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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 19.06.2020
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Datenschutz und Statistik

Ebenfalls noch im Mai 2020 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zur
dringlichen Anderung des Epidemiengesetzes betreffend das Proximity-Tracing-
System, mit der die Rechtsgrundlage fir die Corona-Warn-App geschaffen werden soll.
Eine solche hatten die eidgendssichen Rate mit der Annahme zweier Motionen der
Staatspolitischen Kommissionen (Mo. 20.3144 und 20.3168) ausdricklich verlangt.
Zweck der SwissCovid-App ist es, das herkdmmliche Contact-Tracing der Kantone zu
erganzen. Die Nutzung der App soll ausdrucklich freiwillig sein und aus der Teilnahme
oder Nicht-Teilnahme durften keine Vor- oder Nachteile erwachsen, versicherte der
Bundesrat in der entsprechenden Medienmitteilung. Der Datenschutz werde gewahrt,
indem die Daten dezentral gespeichert wirden und das System keine Standortdaten
erfasse. Zudem seien die technischen Details und der Quellcode der App 6ffentlich
zuganglich. Uberdies verpflichtete sich der Bundesrat dazu, die App ausser Betrieb zu
nehmen, sobald sie fur die Bekdampfung des Coronavirus nicht mehr erforderlich ist.

Die SGK-SR, die sich als erste mit der Vorlage auseinandersetzte, nahm die Botschaft
positiv auf und zeigte sich erfreut, dass der Bundesrat die Forderungen des Parlaments
bezlglich  Freiwilligkeit, dezentraler Datenspeicherung, Open Source und
Diskriminierungsverbot aufgenommen habe. Sie beantragte ihrem Rat zwei Anderungen
am Entwurf: Erstens musse sichergestellt sein, dass die App nachweislich aus dem
veroffentlichen  Quellcode erstellt worden sei. Zweitens wollte sie die
Ausserbetriebnahme der App nicht nur bei nicht mehr gegebener Notwendigkeit,
sondern auch bei erwiesener ungenltgender Wirksamkeit vorsehen. Die SGK-NR hiess
den Entwurf mit den Anderungen ihrer Schwesterkommission ebenfalls gut und
beantragte zuséatzlich, dass der Corona-Test fur Personen, die von der App Uber eine
mogliche Ansteckung benachrichtigt worden sind, kostenlos sein musse. Die beiden
Kommissionen ersuchten den Bundesrat ausserdem in einem Schreiben, eine
Erwerbsausfallentschadigung fur Personen zu prifen, die sich aufgrund einer
Benachrichtigung der App freiwillig in Quaranténe begeben. Damit soll ein Anreiz fir die
breite Nutzung der App geschaffen werden.

Stédnderat Damian Muller (fdp, LU) Gbernahm den Antrag der SGK-NR auf kostenlose
Tests und brachte ihn in der Sommersession in der Kantonskammer als Einzelantrag ein,
wo er auch mit grosser Mehrheit angenommen wurde. Der Stédnderat hoffte, durch
diese Vorwegnahme der einzigen inhaltlichen Differenz zwischen den Kommissionen
die Beratung des dringlichen Geschafts zu beschleunigen. In den anderen Punkten
stimmte die kleine Kammer stillschweigend den Antrégen ihrer Kommission zu und
nahm die Vorlage in der Gesamtabstimmung mit 43 zu 1 Stimmen bei einer Enthaltung
an. Anschliessend schrieb sie die Motionen 20.3144 und 20.3168, mit denen die
Staatspolitischen Kommissionen beider Réate das nun vorliegende Gesetz verlangt
hatten, stillschweigend ab.

Nationalrat Thomas de Courten (svp, BL) dusserte in der grossen Kammer indes Zweifel,
ob man «diese Gesetzesgrundlage fur ein Informationssystem, staatlich betrieben zur
Uberwachung der Biirgerinnen und Biirger, einfach so durchwinken» solle, und
beantragte Nichteintreten, fand dafir jedoch ausserhalb seiner Fraktion keine
Unterstitzung. Die Volkskammer trat mit 164 zu 26 Stimmen bei 6 Enthaltungen auf das
Geschaft ein und lehnte daraufhin alle von der Kommissionsmehrheit abweichenden
Antrége ab. Es handelte sich dabei um diverse Einzelantrdge sowohl fir eine
Verscharfung - wodurch geméss Mehrheitsmeinung jedoch die Funktionalitat der App
beeintrachtigt wirde - als auch fur eine Lockerung des Datenschutzes - zur
Vereinfachung der Interoperabilitdt mit anderen Anwendungen und der
wissenschaftlichen Nutzung der Daten - sowie um einen Minderheitsantrag
Wasserfallen (sp, BE) zur Garantie von Erwerbsersatz wahrend der freiwilligen
Quaranténe, den die Ratsmehrheit aber als nicht ausgereift ansah; der Bundesrat sei
aufgefordert, hier eine Regelung zu treffen. In der Gesamtabstimmung stimmte der
Nationalrat der somit bereinigten Vorlage mit 156 zu 22 Stimmen bei 13 Enthaltungen
zu, wobei sich die Fraktionen der SVP und der Grlnen grossteils skeptisch zeigten, und
schrieb die beiden Kommissionsmotionen fir eine gesetzliche Grundlage fur die
Corona-Warn-App stillschweigend ab.

Ebenfalls noch in derselben Session nahmen beide Réate die Dringlichkeitsklausel an und
verabschiedeten die dringliche Gesetzesdnderung sodann mit 154 zu 23 Stimmen bei 18
Enthaltungen im Nationalrat und mit 42 zu 1 Stimmen bei 2 Enthaltungen im Sténderat.
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 15.06.2020
MARC BUHLMANN

In den Medien wurde die parlamentarische durch eine lebhafte gesellschaftliche
Debatte Uber Sinn und Unsinn beziehungsweise Chancen und Gefahren von Corona-
Warn-Apps im Allgemeinen sowie der SwissCovid-App im Speziellen begleitet. Ein Teil
der Bevolkerung konnte die offizielle Lancierung der SwissCovid-App, die nach der
Genehmigung der Gesetzesgrundlage durch das Parlament erfolgen sollte, kaum
erwarten. Wie «Le Temps» Anfang Juni berichtete, verzeichnete die App zu diesem
Zeitpunkt schon rund 50'000 Downloads, obwohl sie sich noch in der Testphase befand
und fir die Offentlichkeit noch gar nicht freigegeben war. Auch zeigten sich nicht alle
Parlamentarierinnen und Parlamentarier Uber ihr Mitspracherecht bei der
Rechtsgrundlage fur die App erfreut, vielmehr gehe durch die parlamentarische
Beratung wertvolle Zeit verloren, liess sich etwa GLP-Nationalrat Martin Baumle (glp, ZH)
im «Blick» zitieren. Einwande gegen die App betrafen vor allem den Datenschutz und
im Spezifischen die Rolle der US-amerikanischen Tech-Konzerne Amazon, Apple und
Google bei deren Entwicklung und Betrieb. Wahrend Amazon das sogenannte Content
Delivery Network zur Verteilung der anonymen Codes an alle teilnehmenden
Smartphones bereitstellt, hatten Apple und Google eigens eine spezielle Bluetooth-
Schnittstelle entwickelt, die von der App flr das Proximity-Tracing genutzt wird. Dabei
schwang aber auch ein wenig Stolz mit, dass das Entwicklerteam der EPFL es geschafft
hatte, die Tech-Riesen Apple und Google von ihrer Anwendung zu Uberzeugen und so
den Stein fur die gemeinsame Bluetooth-Schnittstelle ins Rollen zu bringen.
Gleichzeitig erhielt die Schweizer App - nicht zuletzt im internationalen Vergleich - Lob
fUr ihre vorbildliche, datensparsame und sichere Struktur. Die Datensicherheit wurde,
wie die NZZ berichtete, auch von zwei Cybersicherheitsstellen des Bundes, dem
Computer Security Incident Response Team am BIT sowie dem Swiss Government
Computer Emergency Response Team, bestatigt. Dieselbe Zeitung resiimierte jedoch,
dass die «hochste Hurde» der SwissCovid-App noch bevorstehe, indem sie in der
Bevolkerung tatsachlich Fuss fassen musse.

Institutionen und Volksrechte
Regierungspolitik

Die Beratungen der politischen Agenda des Bundesrats sind immer wieder ein
umstrittener Diskussionspunkt in den Raten. Dies zeigte sich auch bei der Beratung der
Legislaturplanung 2019-2023 wéhrend der Sommersession im Standerat. Die
neuerliche Diskussion, ob die Legislaturplanung vom Parlament lediglich zur Kenntnis
genommen oder detailliert beraten und als einfacher, nicht bindender
Bundesbeschluss verabschiedet werden soll wie dies seit 2004 vorgesehen ist, wurde
zuséatzlich durch die Corona-Krise angeheizt. Die ausserordentliche Situation zeige - so
etwa Damian Mdller (fdp, LU) -, dass es richtig sei, wenn die Legislaturplanung zu einem
nicht bindenden Beschluss fuhre, weil der Bundesrat nur so auf unvorhergesehene
Ereignisse reagieren koénne. Das bedeute aber eben auch, dass es keine langen
Beratungen und keine Legislaturplanungskommission brauche, weil dies letztlich viel zu
viel unnétige Zeit und Kosten in Anspruch nehme. Man habe bessere Instrumente, um
ganz spezifisch einzelne Massnahmen mitzusteuern, die man dann aber im konkreten
Moment anwenden solle. Eine einfache Kenntnisnahme der Legislaturplanungsbotschaft
reiche vollends. Dies habe er auch in einer parlamentarischen Initiative so angeregt, fur
dessen Unterstutzung der Luzerner Freisinnige denn in seinem Votum auch schon
vorsorglich warb. Heidi Z'graggen (cvp, UR) erwiderte, dass der Weg des Bundesrats, auf
den das Land gesteuert werden solle, ein genaues Hinschauen verdiene und nicht
einfach durchgewinkt werden sollte. Auch Carlo Sommaruga (sp, GE) flhrte die
Pandemie an, wies aber darauf hin, dass es wegen unvorhergesehener Ereignisse
wichtig sei, die Legislaturplanung auch als Legislative anpassen zu kdnnen. Thomas
Minder (parteilos, SH) wiederum reihte sich zu den Kritikern des aktuellen Vorgehens
ein und wies darauf hin, dass zahlreiche Massnahmen im Bericht nach der Corona-Krise
Makulatur geworden seien. Er warf dem Bundesrat und der
Legislaturplanungskommission deswegen «Unflexibilitat» vor. Man musse neu planen
und eine angepasste Vision prasentieren. «Die Sitzung heute Nachmittag ist fir mich
ein verlorener Tag», schloss der Schaffhauser Stdnderat. Auch Olivier Francais (fdp, VD)
monierte, man habe fur die Beratung des Papiers viel zu viel Zeit einberaumt. In der
Folge ausserte sich Bundesprasidentin Simonetta Sommaruga zu Wort und gab zu
bedenken, dass ein ans Parlament Uberwiesener Bundesbeschluss nicht einfach so
zurlckgenommen werden kdnne. Man habe aber durchaus Flexibilitdt bewiesen, indem
eben der Bericht auch zusammen mit der Legislaturplanungskommission noch einmal
Uberarbeitet worden sei, was sich ja auch in verschiedenen, nachtréglich zu
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VERWALTUNGSAKT
DATUM: 04.05.2020
MARC BUHLMANN

debattierenden Anderungsantragen niedergeschlagen habe. Das Parlament misse die
Méglichkeit haben, die Planung der Regierung zu Gberprifen, so die Magistratin.

Nach diesem Vorgeplénkel - eine Eintretensdebatte gab es nicht, weil Eintreten fur die
Legislaturplanung obligatorisch ist - wurden in der kleinen Kammer also besagte
Anderungen diskutiert. Covid-19 spielte dabei freilich nur noch eine marginale Rolle,
indem Artikel 1 mit einem Passus erganzt wurde, dass sich die Politik des Bundes nach
den drei Leitlinien zu richten und dabei auch die Lehren aus der Covid-19-Pandemie zu
ziehen habe. Zusatzlich wurde als Massnahme eine Vernehmlassung zu einer Revision
des Epidemiengesetzes angenommen. Der erste Anderungsantrag betraf zudem die
dritte Leitlinie, die nicht nur den Schutz des Klimas, sondern zusétzlich auch den
Schutz der natlrlichen Lebensgrundlagen anstreben soll. Der Rat folgte mit 28 zu 13
Stimmen diesem Vorschlag und lehnte damit einen Minderheitsantrag Sommaruga ab,
der auch die Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 in der dritten Leitlinie verankern
wollte. Die von Carlo Sommaruga angeflihrten Minderheitsvorschlage flr einen
verstérkten Einbezug von Nachhaltigkeitszielen blitzten auch in der Folge samt und
sonders ab. Eine Mehrheit fand aber eine von der Legislaturplanungskommission
vorgeschlagene sprachliche Anderung einer Massnahme zur Erreichung des 2. Ziels von
Leitlinie 1 (effiziente und digitale Erbringung staatlicher Leistungen). Statt die
Bundesaufgaben «kontinuierlich» zu Uberprifen, sollen sie «regelmassig» Uberpruift
werden. Neu eingefuhrt wurden zudem verschiedene zusatzliche Massnahmen in
verschiedenen Zielen: die Starkung des Wirtschaftsstandorts, eine Strategie zur
Umsetzung einer digitalen Gouvernanz, die Gewahrleistung der bilateralen
Wirtschaftsbeziehungen mit der EU und dem UK, die Erarbeitung einer Strategie fur
Barrierefreiheit, die Gewahrleistung einer optimalen IKT-Infrastruktur in allen Regionen
der Schweiz, einen Bericht Uber die Rahmenbedingungen fir eine Landesausstellung,
die Erneuerung der Mittel zum Schutz der Bevoélkerung «gegen Bedrohungen aus der
dritten Dimension» (gemeint ist die Luftabwehr), einen Aktionsplan «Biodiversitat»
sowie eine Strategie zur Anpassung an den Klimawandel in der Schweiz. Lange diskutiert
wurde im Rat Uber Bildungsthemen. Auf taube Ohren stiess dabei die Minderheit
Chiesa (svp, TI) flr eine Strategie zur Initiierung globaler Bildungsprogramme. Heidi
Z'graggen forderte vergeblich die Streichung einer von der Kommission eingefuhrten
Botschaft zur politischen Bildung der jungen Generation und gab zu bedenken, dass die
Bildung Sache der Kantone bleiben muisse. Angenommen wurde hingegen eine
Minderheit Juillard (cvp, JU), die als Massnahme einen Aktionsplan fiir die Férderung
der Mehrsprachigkeit und den Unterricht in Heimatlicher Sprache unter Einbezug der
Kantone forderte. Keine Chance hatten die Antrédge von rechts, mit welchen die
Massnahmen flr die geregelten Beziehungen der Schweiz zur EU gestrichen oder
wenigstens abgeschwacht hatten werden sollen. Eine Gesamtabstimmung war fur diese
Art Geschaft nicht vorgesehen. Die derart erganzte Legislaturplanung ging nun an den
Nationalrat. ?

Parlamentsorganisation

Weil der Bundesrat dem Parlament die dringlichen Notkredite zur nachtréaglichen
Genehmigung unterbreiten wollte, beraumte die Regierung im Fruhling 2020 eine
ausserordentliche Session zur «Bewaltigung der Corona-Krise» ein. Am 25. Marz
beantragte dann auch die daflir nétige Mehrheit des Stéanderats eine ausserordentliche
Session, damit nicht nur alleine Uber die Notkredite, sondern auch Uber weitere Fragen
beraten werden konnte. Die Einberufung der ausserordentlichen Session behagte laut
Presse nicht allen Parlamentarierinnen und Parlamentariern - vor allem aus den Reihen
der SVP wurde die Entscheidung kritisiert, da ja bis zum 19. April eigentlich ein
Versammlungsverbot gelte. Der Bundesrat war allerdings der Meinung, dass eine Session
unter Einhaltung der Hygienemassnahmen moglich sein musse. Da die Frihjahrssession
am 15. Marz 2020 vor allem auch deshalb abgebrochen worden war, weil Social
Distancing im Parlamentsgebaude und den Ratssdlen praktisch nicht moglich ist,
musste fur die Durchfuhrung der ausserordentlichen Session und - wie bald einmal klar
wurde - auch fur diejenige der ordentlichen Sommersession geeignetere Raume
gefunden werden.

Hauptanforderung an die alternativen Raumlichkeiten war vor allem eine genlgende
Grosse. Das von einigen Seiten geforderte digitale Parlament war zwar nicht undenkbar,
das Parlamentsgesetz sieht aber eine physische Prasenz vor. Eine Anderung dieser
Regel ware zwar grundsatzlich moglich, brauchte aber zuvor einen Beschluss nach
altem Reglement. Reglementarisch festgelegt ist auch, dass eine Parlamentssitzung in
Bern stattfinden muss, wobei bei der Suche nach grésseren Raumlichkeiten vorerst
nicht ganz klar war, ob mit Bern die Stadt inklusive Agglomeration oder sogar der
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gesamte Kanton gemeint sei. Der Vorschlag von Damian Mdller (fdp, LU), die Session
extra muros in Luzern abzuhalten, hatte also ebenfalls einen vorgangigen Ratsbeschluss
benotigt. Rasch kam dann als naheliegende Option die BernExpo ins Spiel, da die
Messehallen im Osten der Stadt Bern aufgrund der Absagen aller Kongresse und Messen
leer standen.

Ende Mérz entschied sich die Koordinationskonferenz, die sich aus den Blros der
beiden Rate zusammensetzt, die ausserordentliche Session vom 4. bis zum 7. Mai dort
abzuhalten, wo an diesem Datum in der Regel die Frihlingsmesse BEA stattfindet.
«Statt Tiershows, Riesenrad und Gewerbestande gibt es nun Parlamentsdebatten»,
fasste die NZZ zusammen. In der Zwischenzeit hatten auch jene Kommissionen ihre
Arbeit wieder aufgenommen, die seit dem Sessionsabbruch nicht mehr getagt hatten;
dies war auch im Hinblick auf die ordentliche Sommersession ndtig, an welcher die im
Frihjahr aufgrund des Sessionsabbruchs nicht mehr behandelten Geschafte moglichst
rasch abgeschlossen werden sollten. Wahrend die hinsichtlich Anzahl Mitglieder
kleineren Sténderatskommissionen im gréssten Sitzungszimmer im Bundeshaus tagten,
trafen sich die grosseren Nationalratskommissionen im Hotel Bellevue in Bern. Erlaubt
wurden auch Kommissionssitzungen per Videokonferenz, wenn sichergestellt wurde,
dass keine Dritten die Beratungen mitverfolgen konnten. Die Verwaltungsdelegation -
ein aus je drei Mitgliedern der beiden Buros bestehendes Gremium - hatte in der
Zwischenzeit die Frage der Entschadigung der Parlamentarier hinsichtlich der
Teilnahme an diesen Sitzungen geregelt.

In der 5'200 Quadratmeter grossen Expo-Halle, in welcher der Nationalrat tagen sollte,
gab es genug Raum, damit die Abstandsregeln eingehalten werden konnten. Fir die
Standeratinnen und Standerdte war ein Raum im Dachgeschoss der BernExpo
vorgesehen. Die Kosten fir die Einrichtung der Infrastruktur (CHF 375'000 fur
Abstimmungsanlagen, Aufzeichnung der Debatte, Video-Conferencing etc.) - fir
Kopfzerbrechen sorgte insbesondere die elektronische Abstimmungsanlage -, die Miete
(BernExpo: CHF 2.074 Mio.; Hotel Bellevue: CHF 43'200), die Gewéhrleistung der
Sicherheit und die Hygienemassnahmen (CHF 430'000 flr Fedpol, Securitas und
Sanitat) sowie fir weitere Ausgaben (CHF 200'000 fir Personalkosten, Verpflegung)
wurden mit CHF 3.125 Mio. veranschlagt. Diese Summe gab in den Medien zu reden. Der
Tages-Anzeiger kritisierte insbesondere die Miete fur die vier Sitzungssale, die fur die
Kommissionssitzungen wahrend der Sessionen in der BernExpo zusatzlich gemietet
werden sollten, da diese rund CHF 90'000 pro Tag kosten wirden - wesentlich mehr als
die Bellevue-Séle, die aber fur die Session nicht mehr benutzt werden sollten.

Fur die Sitzungen in den Expohallen mussten die Geschaftsreglemente fir National-
und Stéanderat angepasst werden. Entschieden wurde zudem, dass moglichst auf Papier
verzichtet werden und das Tragen von Masken erlaubt werden sollte. Nicht weiter
verfolgt wurde laut einer Medienmitteilung der Verwaltungsdelegation hingegen die
Idee einer separaten Infrastruktur flr vulnerable Personen. Keinen Zutritt sollten
Besucherinnen und Besucher, personliche Mitarbeitende und Lobbyistinnen und
Lobbyisten erhalten. Medienschaffende erhielten lediglich eingeschrankten Zugang,
wobei bei Interviews die Distanzregel eingehalten werden musste. Im Gegensatz zur
Frihjahrssession wurde diesmal Kritik von Lobbyverbénden laut.

In den Medien wurde vermutet, dass der Ratsbetrieb wohl vor allem leiser werden
wirde - die Distanz von 2 Metern verunmégliche Gespréache zwischen Sitznachbarinnen
und -nachbarn sowie Gespréache von Gruppen - und angesichts der schlichten
Betonraume unter Neonlicht mit weniger Pathos auskommen musse als im prunkvollen
Bundeshaus.

In der Tat wurden die mit einer von Bundesprasidentin Simonetta Sommaruga
vorgetragenen Erklarung des Bundesrates zur Corona-Pandemie erdffneten Beratungen
von einigen Medien als «gewdhnungsbeddirftig» bezeichnet. Als «Mischung aus Kaserne
und Einkaufszentrum» beschrieb Corina Gredig (glp, ZH) die Rdumlichkeiten. Christian
Levrat (sp, FR) sprach angesichts des fehlenden Tageslichts gar von «DDR-Stimmung».
Um den Uberblick zu behalten, griff Sandra Sollberger (svp, BL) gar zum Feldstecher.
Masken wurden hingegen kaum benutzt - auch von Magdalena Martullo-Blocher (svp,
GR) nur sporadisch, nachdem die SVP-Politikerin in der Frihjahrssession 2020 mit dem
Tragen einer Maske von sich reden gemacht hatte. Die drei Rednerpulte wurden nach
jedem Votum gereinigt.

Zu schreiben gab in den Medien vor allem, dass sich einige Parlamentsmitglieder an
einem Abend im Restaurant im Messekomplex getroffen hatten. Dass dabei die Zwei-
Meter-Regel eingehalten worden sei, «darf mit Fug und Recht bezweifelt werden»,
berichtete der Blick. Die «illegale Party>» (Tages-Anzeiger) zeige aber vor allem auch auf,
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 11.06.2020
AMANDO AMMANN

wie schwierig es sei, Abstandsregeln im politischen Alltag einzuhalten, wenn etwa alle
Parlamentsmitglieder nach einer Sitzung aus dem Messegeldnde stromten,
beschwichtigten einige Parlamentarierinnen und Parlamentarier in den Medien.

Bereits am 1. Mai hatte die Verwaltungsdelegation entschieden, dass auch die
ordentliche Sommersession in den Raumen der BernExpo durchgefihrt werden solle.
Ein Vergleich der Kosten mit anderen moglichen Standorten hatte gezeigt, dass in Bern
vor allem die Aufwendungen fur Sicherheit und Logistik weniger stark ins Gewicht
fielen: Die Kosten fur die ordentliche Sommersession in der BernExpo wurden auf CHF
3.84 Mio veranschlagt. Zudem kénne man in der ausserordentlichen Session im Mai
Abléufe testen, die dann in der Sommersession weitergefihrt werden kénnten. Fur die
Herbstsession erhoffe man sich aber dann eine Rickkehr ins Bundeshaus. *

Die beiden Luzerner Parlamentarier Franz Gruter (svp) und Damian Muller (fdp) sahen in
der Pandemie die Chance, das Bundesparlament flir eine Session extra muros nach
Luzern zu bringen. Sie reichten im Mai 2020 im National- (Pa. Iv. 20.410) bzw. im
Sténderat (Pa.lv. 20.411) je eine gleichlautende Motion ein, in der sie argumentierten,
dass in Zeiten von Corona die schweizerische Solidaritdt zum Ausdruck gebracht
werden musse. Luzern habe mit seiner Messe eine geeignete Infrastruktur, die auch
hinsichtlich Kosten derjenigen der BernExpo entspreche, wo die ausserordentliche
Session sowie die Sommersession abgehalten wurden. Luzern habe zudem eine
«hochqualifizierte Beherbergungsinfrastruktur» und stehe «fur jenen Teil der Schweiz,
in dem unser Land mit der Grindung der der [sicl Eidgenossenschaft vor fast 730 [sicl
seinen Ursprung genommen hat», so die Begriindung des Vorstosses, der eine Session
in der Leuchtenstadt forderte, wenn das Parlament auch in der zweiten Jahreshélfte
nicht im Bundeshaus tagen kénne.

Anfang Juni beantragte das Biro-NR mit einer 10 zu 3-Stimmenmehrheit, der Initiative
Gruter keine Folge zu geben. Die Verwaltungsdelegation beider Réate setze alles daran,
wieder im Bundeshaus tagen zu kénnen. Die Lockerungen der Gesundheitsvorschriften
wirden dies wohl fur die Herbstsession wieder erlauben. Es sei auch aus
Kostengriinden nicht angezeigt, erneut «extra muros» zu tagen, zudem musse das
Parlament signalisieren, dass es wieder zum Normalzustand zurtickkehren wolle. Das
Blro verschliesse sich der Idee einer Session ausserhalb Berns — wie sie vor 14 Jahren in
Flims (GR) stattgefunden hat - nicht, es kdmen hierflr allerdings auch andere Regionen
als die Innerschweiz in Frage. Die Minderheit monierte, die Kosten der dreitagigen
ausserordentlichen Session in der BernExpo - CHF 3 Millionen - seien in der
Bevdlkerung auf Unverstdndnis gestossen. Die «Messe Luzern AG» habe fur die
Sommersession eine kostenglinstigere Offerte eingereicht als BernExpo. Falls die
Herbstsession nicht im Bundeshaus stattfinden koénne, aber auch flur zukinftige
ausserordentliche Lagen infolge einer Pandemie, miussten alternative Tagungsorte
diskutiert werden.

Nachdem die Verwaltungsdelegation am Abend des gleichen Tages entschieden hatte,
dass die Herbstsession 2020 wieder in Bern stattfinden soll, zogen Griter und Muller
ihre Anliegen zurtck. *

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Aufgrund des Corona-bedingten Sessionsabbruchs nahm der Stdnderat erst in der
Sommersession 2020 Kenntnis vom Aussenpolitischen Bericht 2019. Damian Miller
(fdp, LU) &usserte sich im Namen der APK-SR dazu und lobte vor allem die erfolgreiche
Erarbeitung der «Mind the Gap»-Strategie zur Sicherstellung der Rechte und Pflichten
gegenlber dem Vereinigten Kénigreich nach dem Brexit, die enge Kooperation mit den
Nachbarlandern und die Bemlhungen um den Abschluss des institutionellen
Rahmenabkommens mit der EU. °
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In der Sommersession 2020 beriet der Standerat Uber die Motion der APK-NR zur
schrittweisen Offnung der Grenzen und Wiederherstellung der Personenfreiziigigkeit.
Die APK-SR hatte sich im Vorfeld der Session mit 10 zu 1 Stimmen fir die Annahme der
Motion ausgesprochen.

Kommissionssprecher Damian Mdiller (fdp, LU) erwdhnte in der Ratsdebatte die
inhaltliche  Unbestrittenheit der Motion innerhalb der Kommission. Ein
Kommissionsmitglied habe sich laut Muller an der Kompetenzzuschreibung gestort, da
einzig und allein der Bundesrat tber die Grenzéffnung zu entscheiden hatte und nicht
das Parlament. Die anwesende Bundesréatin Karin Keller-Sutter restimierte in der Folge
die Geschehnisse seit der Einreichung der Motion. So seien die Einreise- und
Zulassungsbeschrankungen flr Personen aus dem Schengenraum bereits am 15. Juni
2020 aufgehoben worden und auch die Personenfreizlgigkeit sei wiederhergestellt
worden. Noch nicht geklart sei das Verfahren bei Touristen und Arbeitnehmenden aus
Drittstaaten, welche das Kriterium der wirtschaftlichen Notwendigkeit nicht erfillen
wirden. Der Bundesrat werde in Absprache mit den Schengen-Staaten in den
kommenden Wochen Uber die weitergehenden Lockerungsschritte entscheiden. Die
Motion wurde, da ihr Anliegen bereits erfullt worden war, stillschweigend
angenommen. °

Entwicklungspolitik

Der Standerat setzte sich in der Herbstsession 2020 als Zweitrat mit der Strategie der
1ZA 2021-2024, welche im Nationalrat zu heftigen Diskussionen gefuhrt hatte,
auseinander. Damian Muller (fdp, LU) teilte dem Stédnderat im Namen der APK-SR mit,
dass die Kommission die Strategie parallel zur Motion Schneider-Schneiter (cvp, BL; Mo.
18.4129) beraten habe, da diese zu einem Grossteil durch eben diese |ZA-Strategie
erfillt worden sei. Mdller lobte im Namen der Kommission die Strategie und
insbesondere den Mut des Bundesrats, die Entwicklungshilfe geografisch auf 35 statt 46
Staaten zu konzentrieren. Durch diese Fokussierung und die drei Kriterien der Strategie
(«Bedurfnisse der Bevolkerung», «Mehrwert der Schweizer [ZA», «Schweizer
Interessen») sei es der Schweiz méglich, sich in Gebieten einzubringen, wo sie wirklich
einen Beitrag leisten kdénne. Auch die Kooperation mit dem Privatsektor, die in den
Augen der Kommission «Neuland» darstelle, wurde positiv aufgenommen. Der vom
Bundesrat veranschlagte Gesamtbetrag von CHF 11.25 Mia. habe in der Kommission fur
Diskussionen gesorgt. Stéanderat Mduller verkindete aber, dass die Kommission
schliesslich mit klarer Mehrheit dem Bundesrat gefolgt sei und zwei Antrége auf
Krediterhéhungen abgelehnt habe. Dartber hinaus fand auch der vom Nationalrat
entwickelte Artikel 2a, der den jahrlichen Betrag der Rahmenkredite von der
wirtschaftlichen Entwicklung und dem Abbau der Covid-19-Schulden abhangig machen
wollte, keine Mehrheit in der Kommission. Die APK-SR empfahl vielmehr, dem
Bundesrat zu folgen und die vier Bundesbeschlisse in der Form des bundesréatlichen
Entwurfs gutzuheissen. Eine Minderheit Sommaruga (sp, GE) schlug einen Artikel vor,
mit dem der Bundesrat verpflichtet werden sollte, die APD-Quote bis 2030 auf 0.7
Prozent anzuheben. Sommaruga wies die Ratsmitglieder darauf hin, dass zahlreiche
andere européische Lander diese 0.7 Prozent bereits erreichten, wahrend die Schweiz
selbst nicht einmal die vom Parlament festgesetzten 0.5 Prozent erfllle. Bundesrat
Cassis sprach sich kurz darauf gegen den Minderheitsantrag Sommaruga aus, weil eine
derartige Mittelerhnéhung angesichts der jungsten Entwicklung der Bundesfinanzen
nicht sinnvoll ware. Er merkte jedoch an, dass das Parlament bei der jahrlichen
Budgeterstellung eine Anpassung vornehmen kénne, wenn das gewlnscht werde. Der
Bundesrat lenne zudem den vom Nationalrat eingebrachten Artikel 2a ab. Der Standerat
lehnte schliesslich den Minderheitsantrag Sommaruga deutlich ab, wollte auch vom
nationalratlichen Vorschlag nichts wissen und folgte der Vorlage des Bundesrats.
Weitere Minderheitsantrage von funf SP-Standerédtinnen bzw. -Stadnderaten, welche
mehr Geld in unterschiedlichen Bereichen der IZA forderten blieben mit 19 zu 14
Stimmen ebenfalls chancenlos. Durch die Ablehnung von Artikel 2a schuf er eine
Differenz zum Nationalrat, weshalb das Geschéaft erneut in den grossen Rat ging. ’
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Offentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Inmitten der Corona-Krise reichte Damian Mdller (fdp, LU) eine Motion ein, mit der er
einen Bericht zu den Auswirkungen einer einjahrigen Halbierung der Mehrwertsteuer
auf Konsumenten, Staat und Wirtschaft, aber auch auf die AHV, forderte. Tiefere
Mehrwertsteuern, die den Bund rund CHF 12 Mrd. pro Jahr kosten wirden, konnten den
Unternehmen bei der Rickkehr in die Markte helfen, die Arbeitslosenzahlen verringern,
den Konsum und damit das BIP starken und kémen allgemein auch den Einwohnerinnen
und Einwohnern zugute. Der Bundesrat verwies hingegen darauf, dass Steuern
automatische Stabilisierungsinstrumente darstellten, da gerade die Mehrwertsteuern
bei Umsatzrickgang ebenfalls abndhmen. Da der in der Verfassung festgelegte
Mindestsatz der Mehrwertsteuer bei 2 Prozent liege, wirde eine Reduktion um die
Halfte eine Verfassungsanderung bedingen und hatte zudem administrativen Aufwand
fur die Unternehmen in der Héhe von CHF 300 bis 400 Mio. zur Folge. Er erachte eine
Mehrwertsteuersenkung deshalb nicht als geeignetes Instrument zur Reaktion auf die
Corona-Krise, betonte der Bundesrat.

In der Herbstsession 2020 behandelte der Stadnderat eine &hnlich lautende
Interpellation Miller (Ip. 20.3213), nachdem sich der Interpellant mit der Antwort des
Bundesrates nur teilweise befriedigt gezeigt und eine Diskussion gewtnscht hatte. Er
anerkenne die Schwierigkeit, die genauen Auswirkungen einer tieferen Mehrwertsteuer
zu modellieren, und ziehe deshalb seine Motion zurlck, erklarte Maller. Gleichzeitig
plédierte er aber fur eine Vereinfachung der Mehrwertsteuer, die dank der
Digitalisierung deutlich kostenglnstiger ausfallen sollte als friher, sowie flr eine
bessere Nutzung der Chancen der Digitalisierung. ®

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Wéhrend die Medien die Massnahmen des Bundesrates im Rahmen der Corona-Krise
grosstenteils beflrwortend aufnahmen, zeigten sie sich Gber deren Auswirkungen auf
die Bundesfinanzen besorgt. Letztere wurden ausgabenseitig durch die riesigen
Hilfspakete des Bundes, insbesondere im Rahmen der Kurzarbeit und EO, belastet. Im
Marz und April 2020 beantragte der Bundesrat dem Parlament in zwei Nachmeldungen
zum ersten Nachtragskredit CHF 15.3 Mrd., davon CHF 6 Mrd. fur die ALV, sowie 41.9
Mrd. als Verpflichtungskredit fir die Corona-Soforthilfe fir Unternehmen, die jedoch
nur anfallen wirden, wenn die Bulrgschaften gezogen wuirden. Im zweiten
Nachtragskredit im Mai 2020 kamen noch einmal CHF 14.9 Mrd., davon ALV-Kosten von
CHF 14.2 Mrd., hinzu. Insgesamt beantragte der Bundesrat damit CHF 31.2 Mrd. als
Corona-bedingte Nachtragskredite, alleine CHF 20.2 Mrd. davon fir die ALV. Bei den
Krediten rechnete Finanzminister Maurer gemass Medienberichten Uberdies mit
Kreditausféallen von 10 Prozent.

Doch nicht nur ausgabenseitig, auch einnahmeseitig wurden aufgrund der Wirkung des
Lockdowns auf die Wirtschaft, die Léhne und den Konsum und die daraus folgende
Reduktion der Steuereinnahmen hohe Ausfélle erwartet. So war zu diesem Zeitpunkt
noch unklar, wie stark das BIP aufgrund der Stilllegung eines Viertels (gemass Bund)
oder gar eines Drittels (geméss Gewerbeverband) der Schweizer Volkswirtschaft
wahrend der ausserordentlichen Lage einbrechen wirde. Ein Wirtschaftseinbruch um 6
bis 7 Prozent beispielsweise fuhre Uber eine Reduktion des Konsums zu einem
Mehrwertsteuerausfall von CHF 1.5 bis 2 Mrd., berechnete beispielsweise die NZZ. Die
steigende Arbeitslosigkeit sowie die Lohnreduktion durch Kurzarbeit (bei der nur 80
Prozent des Lohns ausbezahlt werden) flihrten zu einer Reduktion der Ertrége der
Einkommenssteuer. Auch die Moglichkeit, Steuerzahlungen im Jahr 2020 zinslos
aufzuschieben, fuhre in diesem Jahr zu Steuerausféllen, die jedoch im Folgejahr wieder
kompensiert wirden. Tiefere Gewinne und Konkurse von Unternehmen wdirden
Uberdies die Unternehmenssteuern senken. Insgesamt sei mit Steuerausfallen von CHF
6 bis 8 Mrd. zu rechnen, prognostizierte die FK-NR.

Im April 2020 erwartete Finanzminister Maurer flrs Jahr 2020 folglich insgesamt ein
Defizit von CHF 30 bis 40 Mrd., wahrend sich die Gesamtleistung des Bundes im
Rahmen der Corona-Krise, also unter anderem maogliche Ausfalle bei den Blrgschaften,
die erst Uber die nachsten Jahre anfallen werden, eingeschlossen, gar auf CHF 70 bis
CHF 80 Mrd. belaufen kéonnte - sie entsprache damit ungefahr den Bundesausgaben
eines Jahres.

Insbesondere zu Beginn der Krise stellten sich die Medien die Frage, ob sich die
Schweiz solche Kosten Uberhaupt leisten kénne - und stellten zumindest teilweise
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beruhigt fest, dass die Situation fUr die Schweiz einiges besser sei als fur andere
Staaten. Seit 2003 seien die Bruttoschulden der Schweiz von CHF 124 Mrd. auf CHF 96
Mrd. gesunken, berichteten sie etwa. Ende 2019 lagen die Bruttoschulden bei 14
Prozent des BIP, die Verschuldungsquote des Staatssektors lag bei 27 Prozent (gemass
EU-Definition), was deutlich unter dem Durchschnitt des Euro-Raumes (86%) sowie der
sogenannten Sorgenschwelle (zwischen 60-90%) liege. Die Kreditwirdigkeit der
Schweiz sei somit auch bei einem Anstieg der Schulden zum Beispiel tber CHF 20 Mrd.
noch gewahrleistet, insbesondere weil bei der Kreditvergabe neben den Staatsschulden
auch die wirtschaftliche Dynamik und die Qualitédt der Institutionen berucksichtigt
wilrden und weil auch alle Ubrigen Staaten in der Zwischenzeit zusatzliche Schulden
gemacht hétten. Auch die Tatsache, dass die Bruttoschulden Ende 2020 vermutlich
hoher zu liegen kommen werden als auf ihrem Hohepunkt im Jahr 2002, sei angesichts
der Tatsache, dass die Schweizer Wirtschaftsleistung 2019 ebenfalls um 50 Prozent
héher gelegen sei als noch 2002, zu relativieren, betonte etwa die NZZ. Wie hoch die
Bruttoschulden in den nachsten Jahren tatsachlich liegen wirden, war unklar.
Spekuliert wurde, dass sie in den nachsten zwei Jahren um 5 bis 10 Prozentpunkte
steigen konnten. Ende September 2020 rechnete das EFD mit einem Defizit im
Staatssektor von 3.7 Prozent des BIP, gegeniiber einer Uberschussquote 2018 von 1.3
Prozent.

Etwas Licht warf insbesondere die NZZ, gestitzt auf eine Medienmitteilung der EFV,
auch auf die Frage, woher der Bund kurzfristig das Geld fiir die hohen Ausgaben
erhalte. Laut Eigenangaben verflige der Bund Uber Liquiditdt von CHF 20 Mrd., das
restliche Kapital nehme er am Geld- und Kapitalmarkt tGber Anleihen auf. Obwohl die
Bundestresorie im Rahmen des Schuldenabbaus der Schweiz in den letzten 15 Jahren
auch ihre Marktschulden abgebaut und das Emissionsvolumen am Geld- und
Kapitalmarkt reduziert habe, habe sie weiterhin regelmassig neue Titel auf den
Geldmarkt gebracht sowie neue Anleihen platziert oder bestehende aufgestockt. Im
Rahmen der Pandemie habe die Bundestresorie nun ihre Emission von kurzfristigen
Geldmarktpapieren von CHF 6 Mrd. auf CHF 12 Mrd. erhdht, aber das geplante
Emissionsvolumen tUber CHF 2.5 Mrd. gleichbelassen. Zudem habe sie einen Teil der
kurzfristigen Schulden in langfristige umgewandelt, erklarte die NZZ, und verkaufe noch
nicht platzierte Eigentranchen. Damit steigere die Bundestresorie nach vielen Jahren
erstmals wieder das Emissionsvolumen der sogenannten <«Eidgenossen», den
Bundesanleihen der Eidgenossenschaft. Diese gehdrten zu den teuersten Obligationen
der internationalen Kapitalmarkte. Unklar sei nun jedoch, ob die vielen
Staatsobligationen, die auch andere Staaten emittierten, die Zinsen steigen liessen oder
ob diese weiterhin tief blieben. Fur die Eidgenossen sei dies bisher kein Problem
gewesen: Obwohl ihr Zins Ende Mérz und im April 2020 deutlich angestiegen war (auf
-0.2%), blieb er auch auf dem Hohepunkt der Krise deutlich unter O Prozent und habe
sich bis im Juni bei -0.5 Prozent eingependelt. Somit musse die Schweiz fir ihre neuen
Schulden keine Zinsen bezahlen, sondern erhalte fur ihre Neuverschuldung gar Geld.

Zu Beginn der Krise wurde zudem insbesondere die Rolle der Schuldenbremse
diskutiert. Zuerst stand die Frage im Raum, ob sie eine schnelle und grosszlgige Hilfe
verhindere. Die Medien waren sich jedoch einig, dass die Schuldenbremse flexibel
genug ausgestaltet sei, so dass der Bundesrat in seinen ausserordentlichen Ausgaben
kaum eingeschrankt sei. Vielmehr sei es eben gerade der Schuldenbremse zu
verdanken, dass der Bund nun Uber gentgend Spielraum verflige, um die hohen
Corona-Kosten zu stemmen, war mehrheitlich der Tenor in der Presse - im Hinblick auf
Bemuhungen zur Einschrankung der Schuldenbremse teilweise leicht schadenfroh.

Die Schuldenbremse verlangt, dass der Bund konjunkturbereinigt nicht mehr ausgibt,
als er einnimmt. Lauft die Konjunktur schlecht, darf er ein gewisses Defizit machen;
lauft sie gut, muss er einen Uberschuss erzielen, um die Vorgaben der Schuldenbremse
erfullen zu kénnen. Erzielt er ein strukturelles, also konjunkturbereinigtes Defizit,
werden die Schulden auf das Ausgleichskonto gebucht und mussen in den Folgejahren
abgebaut werden. Im Jahr 2020 wird geméss Medien wegen dem Konjunktureinbruch
voraussichtlich ein ordentliches strukturelles Defizit von CHF 4 Mrd. bis CHF 5 Mrd.
moglich sein, 2021 eines von CHF 3 Mrd. bis CHF 3.5 Mrd. Ausserordentliche Gewinne
sowie Defizite werden auf das sogenannte Amortisationskonto gebucht. Dieses darf
durch ein qualifiziertes Mehr im Parlament Uberzogen werden, die Defizite mussen
jedoch innerhalb von sechs Jahren abgebaut werden. «In besonderen Fallen» hat das
Parlament jedoch die Mdglichkeit, diese Frist zu verlangern. Ende 2019 befanden sich
auf dem Amortisationskonto CHF 3.4 Mrd.

Dass die Schweiz 2020 ein Defizit machen wird, stand ob der grossen Hilfspakete des
Bundesrates ausser Frage. Diskutiert wurde in den Medien aber die Frage, wie dieses
Defizit verbucht und anschliessend abgebaut werden soll - zwei Fragen, die eng
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zusammenhangen, da die Verbuchungsart auch Uber die Dauer des Abbaus entscheidet.
Sollten die ausserordentlichen Corona-Ausgaben auf das Amortisationskonto der
Schuldenbremse gebucht werden, wie es die Regelungen zur Schuldenbremse vorsehen
und zwei Motionen Juillard (cvp, JU; Mo. 20.3285) und der Mitte-Fraktion (Mo. 20.3300)
verlangten, oder sollten sie an der Schuldenbremse vorbeigeschleust werden, wie eine
19-zu-5-Mehrheit der FK-NR (Mo. 20.3470) forderte? Den Grund fur den Erfolg
letzteren Vorschlags sah die NZZ darin, dass verschiedene, burgerliche
Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihre Klientel schitzen wollten. So seien zwei
Drittel der Bundesausgaben gebunden und kénnten folglich nicht frei gekirzt werden.
Kdrzungen wéaren somit nur in gewissen Bereichen, unter anderem bei der Armee,
Bildung und Forschung, Bundespersonal, Entwicklungshilfe und Landwirtschaft moglich.
Die Beflrwortenden einer Umgehung der Schuldenbremse seien daher versucht, diese
Bereiche zu schutzen; darauf deute auch hin, dass der Vorschlag der Kommission
urspriinglich vom ehemaligen Direktor des Bauernverbandes, Jacques Bourgeois (fdp,
FR), eingereicht worden sei. «Die Hochschulen, die Bauern oder das Bundespersonal
sind nicht schuld an der Corona-Krise, es ist unfair, wenn sie die Folgen alleine
ausbaden mussen», habe Bourgeois geméss NZZ denn auch betont.

Unklar war hingegen, ob eine Verbuchung der Ausgaben als Schulden und eben nicht
auf dem Amortisationskonto verfassungskonform wére. Die Bundesverfassung halt fest,
dass «der Bund [...] seine Ausgaben und Einnahmen auf Dauer im Gleichgewicht [halt]».
Im Jahr 2001 habe die EFV geméass NZZ vor der Abstimmung zur Schuldenbremse jedoch
in einem Dokument erklart, dass das Parlament durch die Bewilligung hoher
Sonderausgaben die Kompensationspflicht umgehen kénne. Andererseits hatte der
Bundesrat 2008 im Rahmen der Beratung der Ergédnzungsregel der Schuldenbremse
betont, dass auch der ausserordentliche Haushalt ausgeglichen sein musse. Somit war
unklar, ob zur Umsetzung der Motion der FK-NR eine Verfassungsanderung notig ware
oder nicht. In den Medien, insbesondere in der NZZ, warnten hingegen zahlreiche
Stimmen vor diesem «Suindenfall» (Peter A. Fischer, NZZ; David Vonplon, NZZ) und der
Schaffung eines Prédjudiz: Noch einmal wurde betont, dass die Schuldenbremse der
Grund daflr sei, dass man Uberhaupt den aktuellen finanzpolitischen Spielraum habe,
sie durfe nicht umgangen werden.

Einig war man sich mehrheitlich, dass eine Kompensation in den néchsten sechs
Jahren, wie es die aktuelle Regelung bei einer Buchung auf das Amortisationskonto
verlangen wurde, kaum moglich wére. Dazu musste der Bund bei einem Defizit von CHF
30 Mrd. bis CHF 40 Mrd. jahrlich CHF 5.5 Mrd. Gewinn machen, was gemass Christoph
Schaltegger, Wirtschaftswissenschaftler der Universitat Luzern, ob des grossen Anteils
gebundener Ausgaben kaum moglich sei. Stattdessen wurde darlber diskutiert, ob die
Schulden innert 10, 20 oder 30 Jahren oder gar ohne Zielvorgabe zurlickgezahlt werden
sollen. Die SP schlug vor, die Schulden vorerst gar nicht, sondern langfristig Gber den
normalen Uberschuss von durchschnittlich CHF 700 bis 800 Mio. pro Jahr abzubauen.
Fur den Schuldenabbau von CHF 30 Mrd. wirde der Bund so jedoch Uber 40 Jahre
bendtigen, was viele Kommentierende als zu lange Frist erachteten, weil der Bund auch
zukUnftig ein Finanzpolster fur Krisen brauche. Die Expertengruppe «Wirtschaft» des
Bundes schwéachte diese Kritik geméss Tages-Anzeiger jedoch ab: Zwar sei die Frist zum
Schuldenabbau von sechs Jahren in der Schuldenbremse urspringlich so festgelegt
worden, weil ein Konjunkturzyklus sechs Jahre betrage. Da die Corona-Krise aber keine
gewohnliche Rezession darstelle, habe man diesbezlglich einen langeren Zeithorizont.
Ein Schuldenabbau Uber 30 Jahre sei vertretbar, zumal die Zinsen sehr tief seien. Dabei
zogen die Medien auch Vergleiche zu den Nachbarldéndern: Deutschland zum Beispiel
habe vor der Krise eine Staatsverschuldung von 70 Prozent gehabt - also noch einiges
hoher, als die fur die Schweiz nach Corona zu erwartende Staatsverschuldung -, habe
die Krise finanziell aber gut meistern kénnen. Neben dem Vorschlag der SP diskutierte
die Expertengruppe vier weitere Optionen: Seit 2003 fielen jahrlich durchschnittlich
CHF 1.2 Mrd. an Kreditresten an, diese kdnne man fir den Schuldenabbau verwenden.
Keine valable Option sei hingegen eine Steuererhéhung, zumal sowohl Mehrwertsteuer
als auch Einkommens- und Unternehmenssteuern relativ stark steigen mussten, um die
Differenz zu beheben. Eine Mehrwertsteuererhebung wirde aber den Konsum
reduzieren und so die Konjunktur dampfen und eine Unternehmenssteuererhéhung
fihre zur Abwanderung von Unternehmen. Mdglich sei ein zeitweiliges Einfrieren oder
gar Kirzen der hoéheren Lohne des Bundespersonals: Dies stelle eine gerechte
Lastenverteilung dar, zumal diese Berufe vom wirtschaftlichen Abschwung geschutzt
seien. Als flnfte Option nahm die Expertengruppe den Vorschlag von Bundesrat Maurer
auf. Dieser wollte geméass Medien die Schulden innert 10 bis 15 Jahren zurlckzahlen und
die Gewinnausschuttungen der SNB, jahrlich durchschnittlich CHF 1 bis 1.3 Mrd., fix fur
den Schuldenabbau verwenden. Dadurch kénnten Schulden in der Héhe von CHF 30
Mrd. in 25 Jahren abgebaut werden, argumentierte Maurer. Die Expertengruppe warnte
jedoch davor, die Unabhéngigkeit der SNB infragezustellen. Sie wies aber darauf hin,
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dass das Geld der SNB, sollte sich diese freiwillig fir eine Beteiligung am
Schuldenabbau entscheiden, am besten direkt an die ALV geleitet werden sollte. In der
Sommersession 2020 sprach sich der Nationalrat als Erstrat flr eine Motion der WAK-
NR (Mo. 20.3450) aus, gemass welcher der Bund seinen Anteil aus der
Gewinnausschuttung der SNB vollstéandig fur den Schuldenabbau verwenden musse.
Schliesslich gingen einige Vorschlage zur Frage ein, wie zuséatzliche Einnahmen fur die
Schuldentilgung generiert werden kdonnen: Die FDP empfahl, die Mehrwertsteuer zu
halbieren, um so den Konsum anzukurbeln und Konsumenten, Wirtschaft aber auch den
Staat zu unterstltzten (Postulat Muller; fdp, LU; Po. 20.3214). Die Ratslinke reichte
mehrere Vorstdsse flur eine Solidaritatssteuer ein, geméass der die héchsten Vermogen
starker belastet respektive eine erhdhte Kapitalgewinnsteuer erhoben werden sollte
(Motion de la Reussille (pda, NE; Mo. 20.3174); Motion der SP-Fraktion (Mo. 20.3203);
Motion Prezioso (egsols, GE; Mo. 20.3335); Motion Rytz (gp, BE; Mo. 20.3362). Die SVP-
Fraktion schlug ein funfjédhriges Ausgaben- und Aufgabenmoratorium vor (Mo. 20.3567)
und Lorenzo Quadri (lega, TI; Mo. 20.3272) beantragte die Streichung der
Kohasionsmilliarde an die EU sowie die Reduktion von Beitrédgen furs Ausland, fur den
Asylbereich und fur Sozialausgaben an auslandische Personen.

Leichte Entwarnung gab es schliesslich Mitte August 2020, als der Bundesrat im
Nachtrag llb zwar ausserordentlich nochmals CHF 770 Mio. beantragte, aufgrund der
ersten Hochrechnung 2020 gleichzeitig aber anklndigte, dass ein Teil der bereits
veranschlagten CHF 31 Mrd. nicht ausgeschopft werden mussten. So bendtige die ALV
vermutlich «nur» CHF 12.2 Mrd. statt 20.2 Mrd. und die EO CHF 2.3 Mrd. statt CHF 5.3
Mrd. und die Sanitatsmaterialbeschaffung koste CHF 1.1 Mrd. statt CHF 2.3 Mrd.
Insgesamt fielen somit ausserordentliche Ausgaben von CHF 17.8 Mrd. an. «Wir kommen
mit einem blauen Auge davon», erklarte Maurer. Damit konne sich auch die Kontroverse
um den Abbau der Schulden entscharfen, mutmassten die Medien: CHF 20 Mrd.
kdénnten beispielsweise mit den vermutlich jahrlich durchschnittlich anfallenden CHF 1
bis 1.3 Mrd. der SNB und Kreditresten tber CHF 700 Mio. bis 1 Mrd. in 10 Jahren
abgebaut werden; selbst nur mit den Kreditresten wére ein Abbau in 20 bis 25 Jahren
moglich. Darum werde wohl 2021 kein Sparprogramm nétig sein, gab Bundesrat Maurer
gemass Medien Entwarnung. Der Finanzminister verwies jedoch darauf, dass bezlglich
der tatsachlichen Ausgaben und Einnahmen weiterhin grosse Unsicherheit herrsche.
Zudem war zu diesem Zeitpunkt noch nicht bekannt, wie stark die Zahl der Corona-
Infektionen im Oktober 2020 wieder ansteigen wirden.

So oder so wird sich die Corona-Krise auch auf das Bundesbudget 2021 auswirken.
Darin ging der Bundesrat urspringlich von einem Defizit Gdber CHF 1.1 Mrd. aus, nach
den Entscheidungen der Herbstsession reichte er jedoch Nachmeldungen Uber CHF 1.4
Mrd. nach. Auch viele Kantone budgetierten Defizite fir das kommende Jahr, Bern und
Zurich rechneten gar mit Defiziten tiber CHF 630 Mio. respektive CHF 541 Mio. ?

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Epidemien

Am 16. April 2020 informierte der Bundesrat lber die geplante Lockerungsstrategie
der Massnahmen zum Coronavirus, die in drei Schritten erfolgen sollte. In den
Mittelpunkt stellte der dabei die Gesundheit der Schweizer Bevdlkerung, daneben
beabsichtigte er aber auch, die wirtschaftlichen Schaden in Grenzen zu halten und die
Einschrankung der Grundrechte zu reduzieren. In einer ersten Etappe sollten ab dem
27. April Coiffeursalons, Kosmetikstudios, Baumarkte, Blumenladen und Gartnereien
ihre Tiren wieder 6ffnen dlrfen. In diesen Einrichtungen sei die Umsetzung von
Schutzkonzepten einfach méglich, sie wiesen wenige direkte Kontakte auf und I6sten
keine grossen Personenstrome aus, erklarte der Bundesrat die Auswahl. Ab dem
gleichen Datum sollten in Krankenhdusern zudem wieder uneingeschrankt Eingriffe
durchgefuhrt werden kénnen.

Als zweite Etappe sah die Regierung fur den 11. Mai die Wiedererdffnung der
obligatorischen Schulen, Einkaufsldden und Markte vor. Vor dem Entscheid Uber diesen
zweiten Lockerungsschritt wollte sie jedoch die Entwicklung der Fallzahlen abwarten
und diesen folglich erst am 29. April fallen. Schliesslich war als dritte Etappe neben der
Offnung von Museen, Zoos und Bibliotheken sowie der Lockerung des
Versammlungsverbots fur den 8. Juni auch die Wiederaufnahme des Prasenzunterrichts
an Mittel-, Berufs- und Hochschulen geplant. Einzelheiten dazu beabsichtigte der
Bundesrat am 27. Mai festzulegen.
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An demselben Tag, an dem der Bundesrat diese ersten Lockerungsschritte anklindigte,
verabschiedete er eine am 20. April 2020 in Kraft tretende Verordnung, die eine
Ubergangsweise Befreiung von der Anzeigepflicht bei Uberschuldung, die in der Regel
zur sofortigen Insolvenz fihren wirde, und eine zeitlich befristete Covid-19-Stundung
beinhaltete. Letztere sollten insbesondere KMU unblrokratisch beantragen kénnen. Er
gab zudem bekannt, dass Selbstédndigeerwerbende rickwirkend ab dem 17. Méarz 2020
Anspruch auf EO erhalten sollen. Mit diesem Entscheid sollte die Problematik
angegangen werden, dass rund 270'000 Personen, darunter zum Beispiel viele
Taxifahrerinnen und Taxifahrer oder Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten, keine
Covid-19-Kredite oder Kurzarbeitsgelder hatten beantragen kénnen, da der Bundesrat
ihre Unternehmen nicht geschlossen hatte, sie aber dennoch bis zu 90 Prozent ihres
Einkommens aufgrund der Pandemie eingebulsst hatten. Um die durch die Corona-
Pandemie entstandenen Finanzlécher zu stopfen, gingen zahlreiche verschiedene
Vorschlage ein: von einer Halbierung der Mehrwertsteuer, wodurch der Konsum
angekurbelt werden sollte (Postulat Mdller; fdp, LU; Po. 20.3214), Uber ein funfjahriges
Ausgaben- und Aufgabenmoratorium (SVP-Fraktion; Mo. 20.3567) und der Reduktion
der Ausgaben fir die EU, den Asylbereich und auslédndische Personen (Motion Quadri;
lega, TI; Mo. 20.3272) hin zu einer Solidaritatssteuer, z.B. lUber eine Erhéhung der
Kapitalgewinnsteuer (Motion de la Reussille, pda, NE, Mo. 20.3174; Motion der SP-
Fraktion, Mo. 20.3203; Motion Prezioso, egsols, GE, Mo. 20.3335; Motion Rytz, gp, BE,
Mo. 20.3362).

Anspruch auf Entschadigung ihres vollen Erwerbs sagte der Bundesrat am 22. April
denjenigen Angehorigen der Armee zu, die zwischen dem 6. Marz 2020 und dem 30.
Juni 2020 zur Bewaltigung der Coronakrise im Einsatz standen und die Dauer ihres
Ausbildungsdienstes Uberschritten hatten. Fur Angehdrige des Zivilschutzes sollte eine
vergleichbare Regel gelten.

Eine Woche darauf kindigte die Regierung an, dass einige Lockerungen schneller
vorgenommen werden kénnten als urspringlich geplant, da die Ausbreitung von Covid-
19 aufgrund der vorbildlichen Umsetzung der ergriffenen Massnahmen durch die
Bevolkerung hatte abgeschwacht werden kénnen. Daher sollten unter anderem auch
Restaurants, Museen und Bibliotheken bereits ab dem 11. Mai wieder ihre Pforten
offnen dirfen und auch Primar- und Sekundarschulen ihren Unterricht vor Ort wieder
aufnehmen kénnen, wobei die diesbezlgliche Entscheidung tber die Durchflihrung bei
den Kantonen lag. Diese sollten auch entscheiden, ob an den Gymnasien schriftliche
Abschlussprufungen durchgefuhrt werden oder nicht. Im Vorfeld hatte die EDK bereits
bekanntgegeben, dass sie die Absage mundlicher Prifungen empfehle. Anders sah die
Situation flur die Berufsschulen aus, wo bereits zuvor landesweit einheitlich
entschieden worden war, auf schriftliche Lehrabschlussprifungen zu verzichten. Auch
Trainings im Breiten- und Spitzensport sollten ab dem 11. Mai wieder erlaubt sein.

Um die Auswirkungen der Lockerungen auf die Epidemieentwicklung genau beobachten
zu koénnen, plante der Bundesrat ein entsprechendes Monitoring. Die einzelnen
Lockerungsetappen sollten mit Schutzkonzepten einhergehen, zudem mdissten alle
Institutionen Uber ein auf den Vorgaben des BAG, des SECO oder auf einem
Branchenkonzept basierendes Schutzkonzept verfligen. Des Weiteren beschloss die
Regierung, auch die Einreisebeschrankungen zu entscharfen; Grossveranstaltungen mit
Uber 1'000 Personen blieben jedoch bis Ende August 2020 weiterhin verboten. Die
Kantone wurden zudem aufgefordert, ab dem 11. Mai die flachendeckende
Ruckverfolgung von Neuinfektionen fortzufihren. Ein ahnliches Ziel verfolgte die
SwissCovidApp, eine digitale Applikation mit Bluetooth-Funktechnik, mit der die
Benutzerinnen und Benutzer informiert wirden, wenn sie sich in der Nahe einer mit
Covid-19 infizierten Person befunden haben (Proximity Tracing). Diese gehe Mitte Mai in
die Testphase, zudem solle in Kirze auch die gesetzliche Grundlage fur ihren
ordentlichen Betrieb geschaffen werden, erklérte der Bundesrat. Die eidgendssischen
Abstimmungen vom 19. Mai, welche der Bundesrat im Mérz abgesagt hatte, sollten am
27. September 2020 nachgeholt werden. Ferner kindigte er Liquiditatshilfen in der
Hoéhe von maximal CHF 1.9 Mrd. an, um den beiden Fluggesellschaften Swiss und
Edelweiss unter die Arme zu greifen.

Mit den ersten Lockerungen einhergehend anderte die BAG-Kampagne «So schitzen
wir uns» am 30. April ihre Grundfarbe auf Pink. Dennoch wurde betont, dass trotz
einiger Zugestandnisse nach wie vor die gleichen Regeln gélten - unter anderem
Abstandhalten, Handewaschen und das Niesen in den Ellbogen. Das BAG legte der
Bevolkerung ausserdem nahe, eine Maske zu tragen, sollten die Abstandsregeln nicht
eingehalten werden koénnen.
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Was die vorlaufig auf Eis gelegte Fussballsaison anbelangt, so entschloss der
Zentralvorstand des SFV Ende April, dass abgesehen von der Super League, der
Challenge League und dem Schweizer Cup der Manner der Spielbetrieb endgltig nicht
fortgesetzt werden sollte. Ob und in welcher Form die Saison der beiden héchsten
Ligen fortgefuhrt werden kénne, wollte die Swiss Football League nach Anhérung der
tangierten Clubs entscheiden.

Nachdem die Fruhjahrssession 2020 vor der dritten Woche abgebrochen werden
musste, tagten National- und Standerat vom 4. bis 6. Mai im Rahmen einer
ausserordentlichen Session, an welcher in erster Linie Geschafte im Zusammenhang mit
Covid-19 behandelt wurden. Im Zentrum standen dabei die dringlichen Ausgaben zur
Bekampfung der Folgen der Pandemie, etwa flur die Corona-Kredite, welche
nachtraglich von der Bundesversammlung abgesegnet werden mussten. Darliber hinaus
beschéaftigen sich die Rate aber auch ausfuhrlich mit den Corona-Krediten flr die
Unternehmen, mit den Massnahmen fur die Medien oder mit den Frage nach dem Erlass
der Geschéftsmieten.

Da sich Jugendliche und junge Erwachsene aufgrund der gegebenen Umstande bei der
Suche nach einer Lehrstelle oder einer Stelle im Anschluss an ihre Ausbildung vor
Herausforderungen gestellt sahen, kam es am 7. Mai 2020 zur Grindung einer aus
Vertreterinnen und Vertretern der Kantone, der Sozialpartner und des Bundes
bestehenden Task Force, welche die Berufsbildung stérken sollte. Tags darauf gab der
Bundesrat bekannt, Institutionen der familienergdnzenden Betreuung, die wegen der
Pandemie Ertragsausfélle erlitten, mit CHF 65 Mio. unterstitzen zu wollen. Wie diese
Unterstltzung genau erfolgen sollte, plante die Landesregierung bis zum 20. Mai in
einer entsprechenden Verordnung festzuhalten.

Am 13. Mai liess das EJPD verlauten, dass die Grenzen zu Deutschland, Osterreich und
Frankreich bis zum 15. Juni 2020 vollstandig gedffnet werden sollen, wenn dies mit der
epidemiologischen Situation vereinbar sei. Die drei Nachbarlander wirden sich zurzeit
ebenfalls in der Transitionsphase befinden und verflgten Uber eine ahnliche
epidemiologische Lage wie die Schweiz. Bis dahin sollten fir binationale Paare, die
nicht verheiratet sind, sowie fur «allféllige weitere Personenkategorien» Ldsungen
entwickelt werden. Gleichentags verkindete das VBS die Unterstltzung des Schweizer
Sports mit Darlehen in einer Hohe vom CHF 500 Mio.

Auch an der sonst schon einem starken Wandel unterworfenen Medienlandschaft zog
die Coronakrise nicht unbemerkt vorbei. Zeitung, Radio und Fernsehen hatten unter
anderem einen starken Ruckgang an Werbeeinnahmen zu beklagen. Angesichts der
zentralen Rolle, die den Medien in einer Demokratie zukomme, stellte der Bundesrat am
20. Mai die Covid-19-Verordnung elektronische Medien vor, in der Radio- und
Fernsehveranstaltern finanzielle Soforthilfen in der Hohe von CHF 40 Mio. in Aussicht
gestellt wurden. Zeitgleich erliess die Landesregierung eine Notverordnung zur
Unterstitzung der Printmedien, die finanzielle Sofortmassnahmen im Rahmen von CHF
17.5 Mio. beinhaltete. Weiter beantragte der Bundesrat am 20. Mai CHF 14.9 Mrd. in
Form von elf Nachtragskrediten, um die Auswirkungen des Coronavirus auf die
Wirtschaft weiter abzudémpfen. Der Léwenanteil von CHF 14.2 Mrd. ging dabei an die
ALV.

Eine Woche spater — am 27. Mai 2020 - teilte der Bundesrat an seiner Pressekonferenz
den bis anhin gréssten Lockerungsschritt mit. So sollte das spontane
Zusammenkommen von bis zu 30 Personen ab dem 30. Mai 2020 wieder erlaubt sein.
Ab dem 6. Juni sollten auch wieder 6ffentliche Veranstaltungen wie etwa Messen,
Theatervorstellungen, Familienanlasse oder politische Kundgebungen mit bis zu 300
Personen stattfinden durfen. Fir denselben Tag wurde zudem die Wiedereréffnung von
Bergbahnen, Campingplatzen und anderen Angeboten im Tourismusbereich wie auch
far Casinos, Freizeitparks, Zoos, botanische Garten, Wellnessanlagen und
Erotikbetriebe angesetzt. In Restaurants sollte ab dem 6. Juni ausserdem die
Gruppengrdsse von maximal vier Personen aufgehoben werden, jedoch muissen ab
einer Gruppengrosse von vier Personen die Kontaktdaten angeben werden. In Mittel-,
Berufs- und Hochschulen sollte ab dem 6. Juni ebenfalls wieder vor Ort unterrichtet
werden dirfen, wobei die Kantone Uber die Umsetzung entscheiden sollten. Der
Bundesrat legte der Bevolkerung nahe, weiterhin von zuhause aus zu arbeiten, die
Unternehmen durften jedoch grundsatzlich selbst Uber die Rlckkehr an den
Arbeitsplatz bestimmen. Weiter sollten ab dem 8. Juni die Bearbeitung der Gesuche
von Erwerbstédtigen aus dem EU/EFTA-Raum wieder aufgenommen werden und die
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Anstellung hochqualifizierter Arbeitnehmerinnen und -nehmer durch Schweizer Firmen
wieder moéglich sein. Zudem sei flir den 6. Juni die vollstdndige Wiederherstellung der
Personenfreizigigkeit und Reisefreiheit im Schengen-Raum geplant, gab der Bundesrat
bekannt.

Am 156. Juni wurden schliesslich die Grenzen zu allen Staaten des EU-EFTA-Raums
wieder vollstdndig gedffnet und auch der Einkaufstourismus, der zuvor verboten
worden war, wieder zugelassen. Vier Tage darauf beschloss der Bundesrat, die
ausserordentliche Lage zu beenden und stattdessen zur besonderen Lage gemass
Epidemiengesetz zurickzukehren, wofur er die Covid-19-Verordnung 3 verabschiedete.
Das Demonstrationsverbot, das zuvor fur ausfuhrliche Diskussionen um die Frage der
Grundrechte gesorgt hatte, fiel am 20. Juni und ab dem 22. Juni wurden weitere bis
anhin herrschende Massnahmen aufgehoben: Unter anderem konnten wieder
Veranstaltungen mit bis zu 1'000 Personen stattfinden, der Mindestabstand zwischen
zwei Personen wurde von zwei Metern auf 1.5 Meter reduziert und die flr Restaurants
und Diskotheken geltende Sperrstunde um Mitternacht sowie die Home-Office-
Empfehlung wurden aufgehoben. Somit waren zu diesem Zeitpunkt zwar noch immer
verschiedene  Unterstitzungsmassnahmen  fir die  Wirtschaft am  Laufen,
Einschrankungen bestanden jedoch fast keine mehr. ™
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